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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 72 Ausgegeben Danzig, den 3. November 1938 
Tag Inhalt: Seite 
29. 10. 1933 Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Jamile n 539 
29. 10. 1938 Durchführungsbeſtimmungen zur Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien 539 
181 Verordnung 


über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien. 
Vom 29. Oktober 1938. 


Auf Grund des 8 1 Abſchnitt V und der Ziffer 89 in Verbindung mit 8 2b und d des Geſetzes 
zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Ver⸗ 
längerung ausſprechenden Geſetzes vom 5. 5. 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 

a 8 1 
Kinderreichen Familien können auf Antrag Kinderbeihilfen gewährt werden. 
8 2 
Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſer Verordnung erläßt der Finanzſenator. 
: 83 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. 12. 1938 in Kraft. 


Danzig, den 29. Oktober 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


F. Fa. Greifer Dr. Hoppenrath Dr. Wiers⸗Keiſer 
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zur Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche Familien. 
Vom 29. Oktober 1938. 
Auf Grund des $ 2 der Verordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien vom 29. Oktober 1938 wird hierdurch beſtimmt: 


Erſter Abſchnitt 
Laufende Kinderbeihilfen 
8 
Vorausſetzungen für (1) Zum teilweiſen Ausgleich der Familienlaſten kinderreicher Familien 
die Gewährung lau⸗ können unter den folgenden Vorausſetzungen laufende Kinderbeihilfen gewährt 
fender Kinder beihilfen werden: 
1. Die Familie muß drei oder mehr Kinder, Stiefkinder oder Adoptivkinder, 
die das ſechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umfaſſen. Als 
Kinder in dieſem Sinne gelten auch die Abkömmlinge von Kindern, 
Stiefkindern und Adoptivkindern und Pflegekindern und deren Abkömm⸗ 
linge, wenn dem zum Unterhalt der Familie Verpflichteten für ſie den 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes gemäß Kinderermäßigung zuſtehen 
oder Ermäßigung der Einkommenſteuer zu gewähren ſein würde. Als 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 11. 1938.) 


Ermittlung des Ein: 
kommens und Ver⸗ 
mögens der Beihilfe⸗ 
empfänger 
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Kinder im Sinne des Satzes 1 gelten jedoch nur ſolche Kinder, für deren 
Unterhalt oder Erziehung der Unterhaltsverpflichtete tatſächlich oder min⸗ 
deſtens teilweiſe ſorgt (mitzuzählende Kinder). 

2. Die Eltern müſſen Danziger Staatsangehörige ſein. 

3. Die Eltern müſſen im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſein und es 
muß nach ihrem Verhalten anzunehmen ſein, daß ſie gewillt und geeignet 
ſind, in Treue der Freien Stadt Danzig zu dienen. 

4. Vorleben, Leumund und ſoziales Verhalten der Eltern müſſen erwarten 
laſſen, daß die Beihilfen zur Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der 
Familie verwendet werden. 

5. Gegen die Familie dürfen keine ſchwerwiegenden geſundheitlichen Beden⸗ 
ken beſtehen, die eine Förderung der Kinder aus erbpflegeriſchen Gründen 
nicht angebracht erſcheinen laſſen. er 

6. Das $ 2 gemäß zu ermittelnde Einkommen der Eltern oder des ſonſt 
zum Unterhalt der Kinder Verpflichteten einſchließlich der Einkünfte der 
mitzuzählenden Kinder darf im abgelaufenen Kalenderjahr nicht mehr als 
8.000. Gulden betragen haben, und muß mindeſtens zu einem Drittel 
beſtanden haben aus 

a) Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit ($ 19 des Eink. St. Geſ.), 
b) Bezügen der im § 22 Ziffer 1 des Eink. St. Geſ. bezeichneten Art, 
und 
c) ſteuerfreien Einkünften der im § 3 Ziffer 1 Buchſt, a bis e 3 und 5, 
des Ein. St. Geſ. bezeichneten Arten. s 
Bei der Berechnung ſind die in Frage kommenden Beträge auf die nächſten 
vollen 50 Gulden nach unten abzurunden. Das Einkommen eines Eltern⸗ 
teils, der dauernd von ſeiner Familie getrennt lebt, bleibt außer Betracht. 
Die Unterhaltszuſchüſſe, die dieſer Elternteil an die Familie zahlt, ſind 
jedoch mitzuzählen. 

7. Das Vermögen (8 2 Abſ. 2) der Eltern oder des zum Unterhalt der 
Kinder Verpflichteten zuzüglich des Vermögens der Ziffer 1 gemäß mit⸗ 
zuzählender Kinder darf 50 000 Gulden nicht überſteigen. Dieſe Grenze 
erhöht ſich um je 10 000 Gulden für das ſechſte und jedes weitere mit⸗ 
zuzählende Kind. Bei unehelichen Kindern bleibt das Vermögen des 
Vaters außer Betracht. Das Vermögen eines durch Scheidung aus der 
Familie ausgeſchiedenen Elternteils wird nur inſoweit berückſichtigt, als es 
im Fall des Todes dieſes Elternteils den mitzuzählenden Kindern als 
Pflichtteil zufallen würde. 

(2) Den Eltern ſtehen Stief⸗, Adoptiv⸗ und Pflegeeltern gleich. 

6) Werden die Kinderbeihilfen an Stief⸗, Adoptiv- oder Pflegeeltern 
gewährt, ſo muß die im Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 bezeichnete Vorausſetzung auch 
bei den Eltern der Kinder vorliegen oder vorgelegen haben. 

(4) Sit ein Elternteil durch Tod oder Scheidung der Ehe aus der Familie 
ausgeſchieden, ſo brauchen bei ihm nur die im Abſatz 1 Ziffer 2, 3 und 5 be⸗ 
zeichneten Vorausſetzungen vorzuliegen oder vorgelegen haben. 

(5) Die im Abſatz 1 Ziffer 2, 3 und 5 bezeichneten Vorausetzungen müſſen 
auch bei dem unehelichen Vater eines Kindes vorliegen oder vorgelegen haben, 
wenn die Vaterſchaft einwandfrei feſtgeſtellt iſt. 


ar 
(J) Das Einkommen im Sinne des $ 2 Abſatz 1 Ziffer 6 ift nach den 
Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes und den dazu ergangenen Verord⸗ 
nungen und Verwaltungsanordnungen zu ermitteln. Es gelten jedoch bei Er⸗ 
mittlung des Einkommens die folgenden Abweichungen: i 
1. Die Unfallrente, die Vorzugsrente, die Erwerbsloſenunterſtützung und 
Kurzarbeiterunterſtützung find hinzuzurechnen. 
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2. Einkünfte, die auf Grund von Doppelbeſteuerungsabkommen von der 
Einkommenſteuer in der Freien Stadt Danzig befreit ſind, ſind in Anſatz 
zu bringen. 

3. Unterhaltszuſchüſſe für die Eltern und die mitzuzählenden Kinder ſind 
hinzuzurechnen. 

4. Die Sachbezüge der Kinder bleiben außer Anſatz. i 

(2) Vermögen im Sinn des $ 13 Abſatz 1 Ziffer 7 iſt das nach den 
Vorſchriften des Bewertungsgeſetzes ermittelte Vermögen. Stichtag iſt der 31. De⸗ 
zember des Kalenderjahres, das dem nach § 3 Abſatz 1 für die Ermittlung des 
Einkommens oder der in Betracht kommenden Bezüge maßgebenden Zeitraum 
vorangeht. Hat auf den 31. Dezember, der dem Stichtag folgt, bereits eine 
Neuveranlagung ſtattgefunden oder ſind die Vorausſetzungen für eine ſolche er⸗ 
füllt, ſo iſt das bei dieſer Neuveranlagung ermittelte oder zu ermittelnde Ver⸗ 
mögen maßgebend. Wirtſchaftsgüter im Wert von mehr als 5000 Gulden, die 
auf Grund von Doppelbeſteuerungsabkommen von der, Vermögenſteuer in der 
Freien Stadt Danzig befreit ſind, ſind dem ermittelten Vermögen hinzuzurechnen. 


c 8 3 s ö 
Zeitraum, für den das (1) Das für ein Kalenderjahr feſtgeſtellte Einkommen iſt jeweils maßgebend 
ermittelte Einkommen für die Gewährung von laufenden Kinderbeihilfen für das Rechnungsjahr 
n Hr (1. April bis 31. März), das in dem folgenden Kalenderjahr beginnt. Kinder⸗ 
mittlungsergebnis beihilfen werden jedoch nur gewährt, ſolange die ſonſtigen Vorausſetzungen wäh⸗ 

rend dieſes Rechnungsjahres vorliegen. ; 

(2) Gegen die Feſtſtellung des für die Gewährung laufender Kinderbei⸗ 
hilfen maßgebenden Einkommens iſt das Beſchwerdeverfahren nach den Vor⸗ 
ſchriften des Steuergrundgeſetzes gegeben, wenn ein Antrag auf Gewährung 
laufender Kinderbeihilfen wegen der Höhe des feſtgeſtellten Einkommens oder 
der feſtgeſtellten Bezüge abgelehnt wird und wenn dieſes Einkommen oder dieſe 
Bezüge nicht bereits im Beſteuerungsverfahren rechtskräftig feſtgeſtellt worden 
ſind. Sind das Einkommen oder die ſonſt maßgebenden Bezüge auf einen Betrag 
ermittelt worden, der die im § 1 Abſatz 1 Ziffer 6 bezeichneten Grenzen über⸗ 
ſteigt, und werden ſie ſpäter im Beſteuerungsverfahren rechtskräftig auf einen 
Betrag feſtgeſetzt, der unter den bezeichneten Grenzen bleibt, ſo ſind die zu wenig 
gezahlten laufenden Kinderbeihilfen nachzuzahlen. Die Beſtimmungen dieſes Ab⸗ 
ſatzes gelten für die Ermittlung des Vermögens ſinngemäß. 0 


8 4 i 6 

Beihilfeberechtigte (1) Laufende Kinderbeihilfen (§S 1) werden im Betrag von je 10 Gulden 

Kinder; Monatsbe⸗ monatlich für das dritte und vierte ſowie im Betrage von je 20 Gulden monatlich 

trag für das fünfte und jedes weitere Kind gewährt, das 8 1 Abſatz 1 Ziffer 1 
gemäß mitzuzählen iſt. 

(2) Eine Witwe, eine geſchiedene oder eine ledige Frau kann für ein Kind 
auch laufende Kinderbeihilfe erhalten, wenn ſie für weniger als drei Kinder unter 
ſechzehn Jahren zu ſorgen hat. Das gleiche gilt für Erziehungsberechtigte, die für 
vollverwaiſte Kinder zu ſorgen haben, ſoweit dieſe Kinder nicht ſchon § 1 gemäß 
bei der Gewährung von laufenden Kinderbeihilfen mitgezählt werden. 

(3) Allen denjenigen Lohnempfängern, zu deren Arbeitsvergütung Kinder⸗ 
zulagen oder Kinderbeihilfen mindeſtens in der durch das Danziger Beſoldungs⸗ 
geſetz und die Durchführungsbeſtimmungen dazu feſtgeſetzten Höhe gehören, 
werden für die hierbei berückſichtigten Kinder laufende Kinderbeihilfen nach 
dieſen Beſtimmungen nicht gewährt. 1 

(4) Bei allen denjenigen Lohnempfängern, zu deren Arbeitsvergütung 
Kinderzulagen oder Kinderbeihilfen in geringerer Höhe gehören, als die Danziger 
Beamten beziehen (Abi. 3), werden die laufenden Kinderbeihilfen nach diefen. _ 
Beſtimmungen um den Betrag gekürzt, um den bei den einzelnen in Frage 
kommenden Kindern die tatſächlich gewährte tarifliche Kinderzulage oder Kinder⸗ 
beihilfe zuzüglich der nach dieſen Beſtimmungen zu zahlenden laufenden Kinder⸗ 
beihilfe die im Danziger Beſoldungsgeſetz und den Durchführungsbeſtimmungen 


Fälligkeit der laufen⸗ 
den Kinderbeihilfen 


Antragſtellung 


Entſcheidung über den 
Antrag 
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dazu feſtgeſetzten Beihilfebeträge überſteigt. Der Unterſchiedsbetrag iſt dabei auf 
den nächſt vollen Guldenbetrag nach unten abzurunden. 

(5) Anrechnung der laufenden Kinderbeihilfen auf Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung, Wohlfahrtsunterſtützung u. dgl. iſt nicht zuläſſig. 


§ 5 

(J) Die laufenden Kinderbeihilfen werden jeweils im Laufe eines Monats 
für den abgelaufenen Monat ausgezahlt. 

(2) Die laufenden Kinderbeihilfen werden auf Grund dieſer Durchführungs⸗ 
beſtimmungen vorbehaltlich der Beſtimmung des § 7 Abſatz 2 erſtmalig 
für den Monat Dezember 1938 und künftig erſtmalig für den Monat gewährt, 
in dem die im $ 1 Abſatz 1 bezeichneten Vorausſetzungen erſtmalig gegeben ſind. 
Sie werden letztmalig für den Monat gewährt, in dem alle dieſe Vorausſetzungen 
letztmalig vorhanden geweſen find. § 4 Abſätze 3 und 4 find nur dann anzu⸗ 
wenden, wenn ihre Vorausſetzungen bei dem zum Unterhalt der Kinder Ver⸗ 
pflichteten mindeſtens während der Hälfte des Monats vorgelegen haben. 

(3) Im Fall der Geburt eines weiteren Kindes wird die laufende Kinder⸗ 
beihilfe für dieſes Kind erſtmalig für den Monat gewährt, in dem das Kind 
geboren iſt. 

86 

(1) Zur Stellung des Antrages auf Gewährung laufender Kinderbeihilfen 
iſt der geſetzliche Vertreter der Kinder oder der Elternteil (Stief⸗, Adoptiv⸗ oder 
Pflegeelternanteil) der für den Unterhalt der Kinder tatſächlich ſorgt, berechtigt. 

(2) Der Antrag auf Gewährung von laufenden Kinderbeihilfen iſt in den 
Stadtgemeinden Danzig und Zoppot bei dem Steueramt, im übrigen bei der 
Ortspolizeibehörde zu ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller zurzeit der An⸗ 
tragſtellung ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(3) Der Antrag iſt auf einem vom Leiter des Landesſteueramts beſtimmten 
Vordruck zu ſtellen. Der Vordruck wird unentgeltlich abgegeben. 

(4) Dem Antrag ſind die Geburtsurkunden der Kinder und die Heirats⸗ 
urkunden ihrer Eltern und ihrer Großeltern beizufügen. Anſtelle der vollſtän⸗ 
digen Geburtsurkunden der Kinder können Geburtsſcheine, in denen auch die 
Namen der Eltern angegeben ſind, oder Familienſtammbücher, die die erforder⸗ 


lichen Angaben enthalten, beigefügt werden. 


8 7 
(1) Das Steueramt, in deſſen Bezirk der Antragſteller zur Zeit der An⸗ 
tragſtellung ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, entſcheidet über 
den Antrag. Wird laufende Kinderbeihilfe bewilligt, ſo erteilt das Steueramt 
dem Antragſteller einen ſchriftlichen Beſcheid. Wird der Antrag wegen der Höhe 
des Einkommens oder der ſonſt maßgebenden Bezüge oder des Vermögens ab⸗ 


gelehnt, ſo teilt das Steueramt dem Antragſteller den Grund der Ablehnung 
unter Angabe des Einkommens, der Bezüge oder des Vermögens, die der Ent⸗ 


ſcheidung zugrunde gelegt ſind, und des zuläſſigen Rechtsmittels (§ 3 Abſ. 2) 
mit. Wird der Antrag aus einem anderen Grunde abgelehnt, ſo teilt das Steuer⸗ 
amt dem Antragſteller die Ablehnung ohne Angabe des Grundes mit. 

(2) Laufende Kinderbeihilfen werden nur jederzeit widerruflich bewilligt. 
Sie werden früheſtens vom Beginn des Kalendervierteljahres ab gewährt, in 


dem der Antrag § 6 gemäß geſtellt worden it. Bei Auszahlung laufender 
Kinderbeihilfen für mehrere abgelaufene Monate kann das Steueramt die Aus⸗ 


Ausnahmsweiſe Ge⸗ 
währung der laufen⸗ 
den Kinder beihilfen 


r iet 


zahlung in Teilbeträgen anordnen. 


Ss 8 
(1) Der Finanzſenator kann laufende Kinderbeihilfen ausnahmsweiſe auch 
dann gewähren, 
a) wenn die Eltern oder ein Elternteil nicht Danziger Staatsangehörige ſind, 
ſoweit ſeitens des Staates, dem dieſe angehören, die Gegenſeitigkeit 
verbürgt iſt, LE 6 


Auszahlung der lau⸗ 
fenden Kinder beihilfen 


Pflichten des Bei⸗ 
hilfeempfängers 
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b) wenn bei einem Elternteil, der von der Familie dauernd oder für längere 
Zeit getrennt lebt, die im $ 1 Abſ. 1 Ziff. 3 und 4 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht erfüllt ſind, 

c) wenn eine verheiratete Frau, die von ihrem Ehemann dauernd getrennt 
lebt, für weniger als drei Kinder zu ſorgen hat, 

d) wenn eine Familie, deren Einkommen oder Bezüge in dem maßgebenden 
Zeitraum die im 8 1 Abſatz 1 Ziffer 6 bezeichneten Grenzen überſchritten 
haben, ſich infolge weſentlicher Verminderung des Einkommens oder der 
Bezüge während der durch S 3 Abſ. 1 bedingten Wartezeit in einer be⸗ 
ſonderen Notlage befindet. 

Der Finanzsenator kann dieſe Befugniſſe auf den Leiter des Landesſteueramts 
oder die Steuerämter übertragen. 

(2) Der Finanzſenator kann zulaſſen, daß auch Kinder, die das ſechszehnte 
Lebensjahr, aber noch nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, 
als mitzuzählende Kinder im Sinn des 8 1 Abfatz 1 Ziffer 1 gelten, 

1. wenn ſie 

a) ſich in der Schulausbildung oder in der Ausbildung für einen künftig 
gegen Entgelt auszuübenden Lebensberuf befinden, oder 
b) dauernd erwerbsunfähig ſind 
und 

2. wenn ſie nicht ein eigenes Einkommen von mindeſtens 30 Gulden monatlich 
haben. 

Der Finanzsenator kann dieſe Befugniſſe auf den Leiter des Landesſteueramts 
oder auf die Steuerämter übertragen. 

(3) Sind laufende Kinderbeihilfen zu Unrecht gewährt worden, ſo iſt der zu 
Unrecht ausgezahlte Betrag auf ſpäter fällig werdende laufende Kinderbeihilfen 
anzurechnen. Der Finanzſenator kann von der Anrechnung abſehen, wenn die 
Auszahlung nicht durch falſche Angaben des Beihilfeempfängers oder durch 
Verletzung der dem Beihilfenempfänger S 10 gemäß obliegenden Anzeige⸗ 
pflichten vorſätzlich herbeigeführt worden iſt und die Anrechnung eine beſondere 
Härte bedeuten würde. Er kann dieſe Befugnis auf den Leiter des Landesſteuer⸗ 
amts übertragen. 

8 9 

(1) Die laufenden Kinderbeihilfen werden durch die Kaſſe bes Steueramts 
ausgezahlt, in deſſen Bezirk der Antragſteller am Erſten des Monats, in dem 
die Beihilfe auszuzahlen iſt, ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Der Anſpruch auf Auszahlung der laufenden Kinderbeihilfen iſt nicht 
übertragbar und nicht pfändbar. Die Abtretung oder Pfändung des Anſpruchs 
iſt jedoch zuläſſig wegen der Wohnungsmieten, und zwar wegen der rückſtändigen 
Wohnungsmieten nur, ſoweit ſie für die letzten zwei abgelaufenen vollen Ka⸗ 
lendermonate vor der Abtretung oder Klageerhebung geſchuldet werden. Der 
Klageerhebung ſtehen die im $ 209 des Bürgerlichen Geſetzbuches bezeich⸗ 
neten Tatbeſtände gleich. ö 

8 10 
Der Beihilfeempfänger iſt verpflichtet, dem zuſtändigen Steueramt 

a) während des Kalenderjahres unverzüglich Anzeige zu erſtatten, 

1. ſobald er für ein 8 1 Abſatz 1 Ziffer 1 gemäß mitzuzählendes Kind 
nicht mehr zu ſorgen hat, 
2. ſobald die Vorausſetzungen des § 4 Abſatz 3 oder 4 eintreten, 
3. ſobald er ſeinen Wohnſitz oder ſeine Wohnung ändert, 

4. ſobald ein $ 8 Abſatz 2 gemäß mitgezähltes Kind ſich nicht mehr 
in der Schul⸗ oder Berufsausbildung befindet oder ein eigenes 
Einkommen von mindeſtens 30 Gulden monatlich hat, oder wenn 
der Beihilfeempfänger für ein ſolches Kind nicht mehr jorgt; 

b) zu Beginn eines jeden Kalenderjahres ſeine 1 im 

abgelaufenen Kalenderjahr darzulegen; 775 
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0 zu egi eines jeden Kalenderjahres ſeine Vermögensverhältniſſe dar⸗ 

zulegen; 

d) am Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres eine polizeiliche Lebensbeſchei⸗ 
nigung über ſeine mitzuzählenden Kinder vorzulegen; 

e) wenn eine Familie mehr als 4 im Sinne des S 1 Abſ. 1 Ziffer 1 mit⸗ 
zuzählende Kinder hat, jedoch die Zuſammenſetzung ihres Einkommens 
den in § 1 Abſ. 1 Ziffer 6 feſtgelegten Vorausſetzungen nicht entſpricht; 
in dieſen Fällen iſt die Beihilfe nur für das 5. und die weiteren Kinder 
und nur in Höhe von je 10 G monatlich zu gewähren. Die Gewährung 
der Beihilfe kann ferner von der Überſchreitung anderer als der in § 1 
Abſ. 1 Ziffer 6 und 7 beſtimmten Einkommens⸗ und Vermögens⸗ 
grenzen abhängig gemacht werden. 

Mit der Lebensbeſcheinigung iſt eine polizeiliche Beſcheinigung Darüber 

Dorzulegen, daß der Beihilfeempfänger und ſein nicht dauernd getrennt lebender 
Ehegatte ſeit Beginn des abgelaufenen Kalenderjahres nicht mit Gefängnis⸗ oder 
Zuchthausſtrafen beſtraft worden ſind. 


Zweiter Abſchnitt 
Schluß beſtimmungen 
8 11 ! 
Beſcheinigungen, Zeugniſſe und Urkunden, die von Behörden 119 Dienſt⸗ 


ſtellen zum Zwecke der Erlangung von Kinde beihflfen ausgeſtellt werden, ſind 
koſten⸗ und gebührenfrei zu erteilen. 


; 8.12 
Die Kinderbeihilfen ſind einkommenſteuerfrvei. 


8 13 


Die „ treten mit a. vom 1. Dezember 1938 
in Kraft. 


Danzig, den 29. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Höppenrath Dr. Wiers⸗Keiſer 


ktaatsänzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


